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Kurztitel  
 
Magdeburger Öffnungsperspektive 

 

 
Der Stadtrat möge beschließen: 

 
Der Oberbürgermeister wird aufgefordert sich umgehend gegenüber dem Land Sachsen-Anhalt 
dafür einzusetzen, dass die sogenannte 2G-Regel, insbesondere im Einzelhandel, in der 
Gastronomie und bei Veranstaltungen, abgeschafft wird. 
 
Weiterhin wird der Oberbürgermeister aufgefordert mit sofortiger Wirkung das Kontrollieren der 
2G-Regel sowie Ordnungsmaßnahmen aufgrund von Verstößen gegen diese auszusetzen. 
 
Wir bitten um sofortige Abstimmung. 
 
Begründung: 

 
Im Zuge der sich abschwächenden Pandemielage und der sich jetzt schon abzeichnenden 
Entspannung bei der Hospitalisierung von Covid-Infizierten gehen unsere europäischen 
Nachbarn in die Öffnungsoffensive und geben die Beschränkungen der persönlichen Freiheit 
dabei teils sogar komplett auf. Während die AfD-Fraktion im Stadtrat von Magdeburg die 
Einschränkungen, insbesondere für den Einzelhandel, die Gastronomie und die 
Veranstaltungsbranche, bereits in der Vergangenheit scharf kritisierte, nimmt die Diskussion über 
die Aussetzung der 2G-Regelung nun auch in Deutschland an Fahrt auf. So verzichten bereits 
Bundesländer wie Hessen, Mecklenburg-Vorpommern oder Bremen auf Corona-
Beschränkungen. Weitere Bundesländer erwägen ebenfalls den Verzicht auf die 2G-Regelung. 
 
Nicht nur, dass die Mehrheit der Bevölkerung und viele wichtige Wirtschaftsverbände für ein Ende 
der Maßnahmen plädieren, gibt es auch faktisch keine Grundlage für die 
Grundrechtseinschränkungen mehr. Weder litt unser Gesundheitssystem wie angekündigt an 
einer Überlastung, obwohl die Inzidenzzahlen nahezu explodierten, noch konnte die 2G-Regel 
wirksam eine Ausbreitung der Omikron-Variante verhindern. Die Fortsetzung der restriktiven 
Corona-Politik der Regierung erachten wir daher als verfassungsfeindlich. 
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